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1-003-0000 

Vorsitzende. – Ich eröffne nun unsere öffentliche Aussprache mit Andrea Enria, dem 

Vorsitzenden des Aufsichtsgremiums der EZB. Ich begrüße also Andrea Enria zu dieser 

öffentlichen Aussprache. 

 

In Ihrer einleitenden Erklärung, die Sie anlässlich Ihres letzten Besuchs am 31. März 2022 im 

ECON-Ausschuss abgaben, sagten Sie, dass der Krieg in der Ukraine unsere Gedanken in 

diesen Tagen dominiert. Und drei Monate später dauert dieser schreckliche Krieg leider immer 

noch an und bestimmt immer noch unsere Gedanken. Im März betonten Sie, dass der 

Bankensektor dank seiner soliden Kapital- und Liquiditätslage gut auf die Auswirkungen des 

Krieges zwischen Russland und der Ukraine vorbereitet ist. Deshalb würden wir heute gerne 

von Ihnen hören, wie Sie die Auswirkungen des Krieges in der Ukraine auf den Bankensektor 

und Ihre Aufsichtsarbeit aktuell einschätzen. 

 

Ich möchte Sie auch einladen, die Reformagenda für das Bankenrecht, insbesondere das 

Bankenpaket 2021 – und hier vor allem die CRR III und die CRD VI – sowie die weiteren 

Entwicklungen des Rahmens für das Krisenmanagement und die Bankenunion näher zu 

erläutern. Die Mitgesetzgeber arbeiten bereits am Bankenpaket 2021, das auf die Umsetzung 

der international vereinbarten abschließenden Basel-III-Standards in das Unionsrecht abzielt. 

 

Mitte Juni 2022 legte der Berichterstatter dem ECON seinen Berichtsentwurf über die 

Vorschläge zur CRR III und zur CRD VI vor. Zum Thema der weiteren Entwicklung der 

Bankenunion gab die Eurogruppe am 16. Juni eine Erklärung zur Zukunft der Bankenunion ab, 

die anschließend auf dem letzten Euro-Gipfel begrüßt wurde. Ich denke also, es wäre wirklich 

interessant für uns, auch Ihre Meinung hierzu zu hören. 

 

Herr Enria, ich übergebe Ihnen das Wort für eine einleitende Erklärung von etwa zehn Minuten. 
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1-004-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Vielen 

Dank, Frau Vorsitzende, und guten Morgen an Sie alle. Dies sind wirklich außergewöhnliche 

Zeiten. Die Erholung unserer Volkswirtschaften von der COVID-19-Pandemie wird von dem 

wirtschaftlichen Einbruch durchkreuzt, der durch die russische Invasion der Ukraine verursacht 

worden ist. Damit hat sich eine sehr unsichere makroökonomische Perspektive ergeben. 

Natürlich konzentrieren wir uns sehr stark auf die Herausforderungen, die damit für die 

Sicherheit und Stabilität des europäischen Bankensektors verbunden sind. Ich werde daher 

heute versuchen, einige dieser Probleme mit Ihnen zu besprechen. 

 

Die stufenweise Erhöhung der Zinssätze bringt für die Banken generell Vorteile. Im ersten 

Quartal 2022 förderten steigende Renditen in Verbindung mit einem anhaltenden Wachstum 

der Kreditvergabe ein positives Niveau der Nettozinserträge. Darüber hinaus zeigte sich die 

Entwicklung des Nettogebührenaufkommens, der Einnahmen aus Provisionen und der 

Handelsergebnisse stabil, was zu einer positiven Entwicklung der operativen Ergebnisse und 

einer verbesserten Kosteneffizienz führte. Infolgedessen haben die meisten Banken Gewinne 

erzielt, und selbst die wenigen Banken, die große unmittelbare Expositionen in Russland haben, 

konnten Verluste vermeiden. Wir konnten weitere Fortschritte bei der Abwicklung von 

notleidenden Altkrediten verzeichnen. Dies hat dazu beigetragen, die Widerstandsfähigkeit der 

Banken zu verbessern. 

 

Das aktuelle Umfeld ist jedoch durch eine erhöhte Volatilität und niedrigere 

Aktienbewertungen gekennzeichnet, da die Märkte damit rechnen, dass die Rentabilität und 

Aktiva-Qualität der Banken durch ungünstige makroökonomische Entwicklungen beeinflusst 

werden könnten. Die Prognosen der Experten des Eurosystems vom Juni 2022 beziehen 

erstmals auch die Möglichkeit einer Rezession im Jahr 2023 aufgrund von Störungen der 

Energieversorgung im Euroraum mit ein. 

 

Höhere Kreditrisiken, die ihren Ursprung in den Expositionen einiger Banken in Russland und 

in den vom Krieg am stärksten beeinträchtigten Sektoren haben, in Kombination mit 

schwächeren Wachstumsperspektiven, haben bereits zu einer Korrektur nach oben der 

Wertberichtigungen der Banken auf ihre Kredite geführt. Darüber hinaus würden die 

Auswirkungen eines ungeordneten Ausstiegs aus dem Niedrigzinsumfeld auf die Aktiva-

Qualität den sich aus Zinserhöhungen ergebenden Nutzen wieder zunichtemachen. Dies gilt 

insbesondere für Hypothekendarlehen im Wohnimmobilienmarkt, für Segmente mit einem 

hohen Verschuldungsgrad und für Wirtschaftsbereiche, die besonders empfindlich auf Inflation 

bei Energie- und Rohstoffpreisen reagieren. Nach vorläufigen Daten für das erste Quartal 2022 

wies die aggregierte NPL-Quote einen kontinuierlichen Abwärtstrend auf. Dies ist natürlich 

positiv. Wenn man sich diese hochfliegenden Zahlen allerdings etwas näher ansieht, dann stellt 

man fest, dass diese positive Entwicklung vor allem von denjenigen Banken vorangetrieben 

wurde, die ihre Bilanzen nachhaltig bereinigt haben, also von den wenigen Banken, die zuvor 

hohe Quoten an notleidenden Kredite aufwiesen. Mehrere andere Banken weisen nämlich 

tatsächlich einen leichten Anstieg ihrer NPL-Quoten auf. Der Anteil der Kredite der 

Risikostufe 2 – also Kredite mit erhöhtem Kreditausfallrisiko – ist sowohl im vierten 

Quartal 2021 als auch im ersten Quartal 2022 leicht gestiegen. Darüber hinaus stiegen zu 

Beginn dieses Jahres in gewissem Umfang auch die Ausfallquoten bei Unternehmen und 

Haushalten. Also wie gesagt: noch niedrige Ausfallstände, kleine Aufwärtsentwicklungen, 

dennoch aber Signale, die wir nicht ignorieren sollten. 

 

In der aktuellen Situation sind die von uns im vergangenen Jahr erarbeiteten 

Aufsichtsprioritäten nach wie vor relevant – tatsächlich sind sie relevanter denn je. Wir 

richteten unser Augenmerk insbesondere auf diejenigen Banken, die die Pandemie solide hinter 

sich gebracht haben, wobei dieses Augenmerk insbesondere auf die Beherrschung der 

Kreditausfallrisiken gerichtet war. Und ich glaube, dass diese Schwerpunktlegung auch jetzt 
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noch hochaktuell ist. Höchstens, dass sich die Wirtschaftsbereiche, auf die sich die Aufsicht 

konzentriert, vielleicht noch etwas ändern. Unser Augenmerk richtet sich aktuell insbesondere 

auf die Dienstleistungssektoren, die Hotellerie und Gastronomie, das Verkehrsgewerbe und den 

Luftverkehr. Diese Wirtschaftsbereiche erleben derzeit eine Boomphase. Darüber hinaus 

konzentrieren wir uns jetzt vermehrt auf die energieintensiveren Sektoren, wie das 

verarbeitende Gewerbe und auf die zinsensiblen Sektoren wie den Wohnimmobilienmarkt. 

 

Eine unserer weiteren Prioritäten lag in der Überwachung derjenigen Risiken, die mit einem 

ungeordneten Ausstieg aus dem Niedrigzinsumfeld einhergehen könnten. Dazu zählen 

beispielsweise Expositionen in fremdfinanzierten Bereichen, Hochzinssegmente und der 

Nichtbankenbereich. Der Fall Archegos war für uns eine Art Warnsignal – und im aktuellen 

Umfeld können solche Fälle zu Verwerfungen mit größeren Schockwellen im Banken- und 

Finanzsektor führen. Daher haben wir unsere Anstrengungen verstärkt, um sicherzustellen, dass 

die Banken mit den entsprechenden Risiken verantwortungsbewusst umgehen. Im Nachgang 

unserer Leitlinien von 2017 gaben wir ein Rundschreiben zum Thema Fremdfinanzierung an 

die Banken aus, in dem wir sie dazu aufgefordert haben, dafür zu sorgen, dass deren Praktiken 

bezüglich Risikomanagement hinreichend robust sind. Wir überprüfen außerdem die 

Beachtung dieses Rundschreibens. Für den Nichtbankenbereich führten wir eine erste 

Überprüfung durch, und im Frühjahr 2022 teilten wir den betreffenden Banken unsere 

detaillierten aufsichtsrechtlichen Erwartungen zum Thema Prime Brokerage mit. Weiterhin 

sind wir dabei, eine breit angelegte Überprüfung zum Thema Kontrahentenausfallrisiko 

durchzuführen. Zusätzlich werden wir zu einem späteren Zeitpunkt Vor-Ort-Inspektionen zu 

diesem Risikoaspekt durchführen und die Geschäftsbereiche Prime Brokerage und 

Investmentfonds unter die Lupe nehmen. 

 

Die Folgen des Krieges verstärken auch die Notwendigkeit, den ökologischen Wandel schneller 

voranzubringen. Es besteht ein globaler Konsens, dass sich die Aufmerksamkeit der 

Aufsichtsorgane auf die Risiken im Zusammenhang mit dem Klimawandel konzentrieren 

müssen. In diesem Sinne veröffentlichte der Basler Ausschuss vor einigen Wochen seine 

„Principles for the effective management and supervision of climate-related financial risks“ 

(Grundsätze für das effektive Management und die Überwachung klimabedingter finanzieller 

Risiken). Am 8. Juli werden wir die Ergebnisse unseres aufsichtsrechtlichen Klimastresstests 

bekanntgeben. Dies wird der erste Bottom-up-Stresstest sein, bei dem Banken aufgefordert 

werden, ihren Beitrag zu leisten. Und im Gegensatz zu unserem herkömmlichen 

aufsichtsrechtlichen Bottom-up-Stresstest besteht das Ziel in diesem Fall nicht darin, die 

angemessene Eigenkapitalausstattung der Banken zu beurteilen sondern vielmehr darin, deren 

Fähigkeiten im Zusammenhang mit der Bewältigung von Risiken in Verbindung mit dem 

Klimawandel zu beurteilen. Die Ergebnisse konzentrieren sich darauf, welche 

Vorsorgemaßnahmen die Banken getroffen haben, um im Rahmen verschiedener Szenarien 

Klimarisiken zu erfassen und zu bewältigen und die Nachhaltigkeit ihrer Einnahmenquellen im 

Rahmen des ökologischen Wandels sicherzustellen. 

 

Außerdem intensivieren wir unsere Aufsichtsaktivitäten, um IT-Risiken und Outsourcing-

Praktiken von Banken zu untersuchen. Wir hatten in letzter Zeit mehrere Fälle, die uns auf das 

Vorhandensein eines zunehmenden Problems in diesem Bereich hingewiesen haben. 

Angesichts des beschleunigten Ausbaus der digitalen Strategien der Banken und der damit 

einhergehenden zunehmenden Abhängigkeit von den Informationstechnologien müssen wir mit 

Blick auf die aktuellen geopolitischen Gegebenheiten alles daransetzen, um dafür zu sorgen, 

dass die Banken auch Cyber-Bedrohungen abwehren können. Wir intensivieren also auch in 

diesen Bereichen unsere Aufsichtsaktivitäten, auch mit Inspektionen vor Ort. 

 

Mit Blick auf die Nachhaltigkeit von Geschäftsmodellen, die wir als eine unserer wichtigen 

Zielprioritäten definiert haben, legen wir großen Wert auf die digitalen 

Transformationsstrategien der Banken, auf die Lenkungsfähigkeiten ihrer Führungsgremien. 
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Zu nennen sind hier insbesondere die Qualitäten der Unternehmensführung. In diesem Bereich 

stellten wir in der Vergangenheit eine Vielzahl von Mängeln fest. Derzeit führen wir eine Studie 

zu den Strategien des digitalen Wandels von Banken durch, auf die Benchmarking-Analysen 

sowie Vor-Ort-Untersuchungen und sonstige Nachforschungen aufbauen werden. Außerdem 

nehmen wir die Effektivität und Vielfalt der Managementorgane der Banken gezielt unter die 

Lupe und erarbeiten politische Leitlinien, die auf eine größere Diversität innerhalb der Banken 

abzielen. 

 

Lassen Sie mich nun zur Reformagenda kommen. Ich glaube tatsächlich, dass wir angesichts 

dieser schwierigen Zeiten unsere Bemühungen verdoppeln müssen, um unseren 

Regelungsrahmen zu stärken und die anstehenden Aufgaben zu erfüllen. 

 

Der Gesetzgebungsprozess zur Einbeziehung der noch in das europäische Recht zu 

überführenden Basler Vorgaben ist auf gutem Weg, und der Berichtsentwurf Ihres Ausschusses 

bietet, so denken wir, eine solide Grundlage, um in diesem Gesetzgebungsprozess rasch 

Fortschritte zu erzielen. Dafür sind wir Ihnen sehr dankbar. Die Umsetzung der im 

Berichtsentwurf enthaltenen Vorschläge würde die EU der getreuen Umsetzung von Basel III 

näherbringen, was die Widerstandsfähigkeit unseres Bankensektors stärken dürfte. Wir 

begrüßen auch die Tatsache, dass der Berichtsentwurf die ehrgeizigen Vorschläge der 

Kommission aufgreift, bestehende Lücken im Regelungsrahmen zu schließen, insbesondere in 

Bezug auf die Problembereiche Umweltschutz, soziale Aspekte, Governance-Risiken und 

Drittlandsangelegenheiten. Dies gilt auch für die Bestimmungen über die Durchführung einer 

angemessenen und ordentlichen Beurteilung des Führungspersonals von Banken. 

Diesbezüglich wird uns der Vorschlag in die Lage versetzen, unserer Rolle als oberstes 

Aufsichtsorgan des Bankensektors in effektiver und angemessener, vor allem aber konsistenter 

Weise gerecht zu werden. 

 

Was die Bankenunion betrifft, so sollten wir in unseren Bemühungen nicht nachlassen und 

weiterhin nach Optimierungen der Arbeitsweisen unserer institutionellen Errungenschaften 

streben. Die Pfeiler, die wir bislang diesbezüglich gesetzt haben, haben sich bewährt. Die 

jüngste Anerkennung des Basler Ausschusses der Rolle der Bankenunion in der Methodik für 

global systemrelevante Banken zeigt, dass auch unsere internationalen Partner die bis heute 

erzielten massiven Fortschritte würdigen. Ungeachtet der Tatsache, dass die Eurogruppe 

bislang keine Einigung über einen umfassenden Fahrplan erzielen konnte, denke ich doch, dass 

die Verpflichtung, die Verbesserung des europäischen Krisenmanagement- und 

Einlagensicherungsrahmens voranzutreiben, ein sehr positiver Schritt in die richtige Richtung 

ist. Die EZB hat diesbezüglich eine Reihe von Vorschlägen unterbreitet, und wir freuen uns, in 

diesem Bereich einen Beitrag zu Ihrer künftigen legislativen Arbeit zu leisten. 

 

Wir begrüßen auch die Fortschritte, die die Mitgesetzgeber hinsichtlich Vorschlägen zur 

Stärkung des Regelungsrahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche, der Bekämpfung der 

Finanzierung des Terrorismus und zur Einrichtung einer Dienststelle zur Bekämpfung der 

Geldwäsche auf EU-Ebene erzielt haben. Wir freuen uns sehr auf eine baldige Zusammenarbeit 

mit dieser Dienststelle. 

 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich freue mich auf Ihre Fragen. 

1-005-0000 

Danuta Maria Hübner (PPE). – Herr Enria, es ist mir eine Freude, Sie bei dieser Sitzung des 

ECON zu sehen. Ich möchte Ihnen außerdem ausdrücklich danken, dass Sie bei unserem 

Treffen in der Kammersitzung heute Morgen um 8.00 Uhr alle meine Fragen beantwortet 

haben. Ich möchte Ihnen nun eine große Frage stellen, die sich auf die Mechanismen zur 

Risikoteilung im Bankensektor bezieht. 
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Meine Frage ist also, ob wir einen effizienten Ex-ante Mechanismus zur Risikoteilung im 

privaten Bereich haben können, ohne dass wir zugleich weitestgehend integrierte europäische 

Finanz- und Bankmärkte haben. Denn das Fehlen dieses Mechanismus wird häufig von 

bestimmten Mitgliedstaaten – die gegen eine Integration des Bankenmarktes sind – als 

Argument benutzt, dass wir bestimmte Lösungen nicht einfach so zulassen können, eben weil 

mit der Risikoteilung ein Risiko verbunden ist. 

 

Soweit ich weiß, haben wir einen bestehenden Mechanismus zur Risikoteilung im privaten 

Bereich, der aber nicht wirklich ausreichend oder nicht ausreichend effizient ist. Daraus ergibt 

sich schlussendlich natürlich im Fall des Eintretens asymmetrischer Schocks die Notwendigkeit 

des Vorhandenseins eines Ex-post Mechanismus zur Risikoteilung im öffentlichen Bereich. 

Nun haben wir aber diesen Teufelskreis, der die notwendigen Veränderungen im Finanzsystem 

der Europäischen Union lähmt. Ich möchte Sie also um Ihre diesbezügliche Einschätzung 

bitten, oder genauer gefragt: Ist eine solche In-Bezug-Setzung zwischen Mechanismus zur 

Risikoteilung im privaten Bereich und Integration des Bankensektors, bzw. Konsolidierung des 

Bankensektors, wirklich so wichtig? 

 

Bitte sehen Sie es mir nach, aber ich habe auch noch eine zweite Frage: Welche Aspekte von 

entsprechend zuständigen nationalen Behörde bzw. Regierungen nach wie vor genutzter 

bestehender nationaler Gesetze sind Ihrer Meinung nach die Haupthindernisse für eine 

Konsolidierung des europäischen Bankensektors bzw. für eine Verringerung der 

Fragmentierung des europäischen Bankensektors? 

1-006-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – 

Herzlichen Dank. Nun, das sind schwierige Fragen. Lassen Sie mich zunächst versuchen, die 

Risikoteilung im privaten Bereich abzuhandeln. Nehmen wir die USA als Beispiel. In den USA 

hatten wir die Bankenkrise in bestimmten Bundesstaaten, weil die Immobilienblase in diesen 

Staaten platzte. Der Mechanismus der Risikoteilung im privaten Bereich funktioniert also über 

den Weg, dass Banken mit Präsenz in mehreren US-Bundesstaaten ihre Verluste in einem 

Bundesstaat mit den Gewinnen in einem anderen Bundesstaat ausgleichen können. Das 

Vorhandensein einer grenzüberschreitenden Diversifizierung ist daher ein wichtiger 

Mechanismus zur Risikoteilung. 

 

Das andere wichtige Element, das für das CMDI-Paket, also für das Krisenmanagement- und 

Einlagensicherungspaket der Banken, von großer Bedeutung ist, besteht darin, dass eine US-

Bundesbehörde, nämlich die FDIC, interveniert, wenn in einem Bundesstaat eine Bank ins 

Wanken gerät. Diese Behörde kauft die Vermögenswerte und Verbindlichkeiten dieser Bank 

entsprechend deren Werteinschätzung auf und verkauft sie auch an Banken aus anderen US-

Bundesstaaten. Also auch auf diesem Weg werden Verwerfungen im Finanzsystem dieser 

Staaten durch bundesbehördliches ordnungspolitisches Eingreifen absorbiert, indem Verluste 

auf mehrere Schultern verteilt werden. Infolgedessen erleiden die Kunden der Banken, die in 

dem entsprechenden US-Bundesstaat in Schwierigkeiten geraten, erheblich weniger Schaden, 

weil ihre Einlagen versichert sind und weil sie die Gewissheit haben, dass die Banken sie 

weiterhin unterstützen können, auch in Bezug auf ihren Kreditbedarf. 

 

Wenn man sich nun die Integrationsindikatoren im europäischen Bankensektor anschaut, dann 

fällt auf, dass wir 2006 den Höhepunkt erreicht haben. Danach, also nach der großen 

Finanzkrise, verzeichneten alle quantitativen und preisbasierten Indikatoren einen Rückgang, 

auch im Bankwesen. Die Indikatoren für den Bankensektor sind in letzter Zeit wieder leicht 

gestiegen, aber wir liegen immer noch unter den Höchstwerten von 2006. Es ist uns also nicht 

gelungen, über die Bankenunion einen wirklich effektiven Mechanismus zur Risikoteilung im 

privaten Bereich neu zu schaffen. Nun zum zweiten Standbein, dem Krisenmanagement. Ich 

habe kürzlich eine Rede veröffentlicht, die ich am Institut Montaigne gehalten habe – falls Sie 
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sich für mehr Details interessieren – in der ich aufzeige, dass wir in Europa gleich hohe Summen 

an Mitteln zur Verfügung haben wie die USA. Die Mittel, die mit dem Einheitlichen 

Abwicklungsfonds und seinem Sicherheitsmechanismus zur Verfügung stehen, in Kombination 

mit den Einlagensicherungssystemen der Mitgliedstaaten, die im Prinzip flexibel eingesetzt 

werden können, um im Ernstfall mittels Aufkaufmaßnahmen dieser Art auf der Grundlage 

wertermittelter Transaktionen und der Umverteilung von Vermögenswerten und 

Verbindlichkeiten ein in die Krise geratenes Finanzsystem zu stützen. Tatsächlich aber fallen 

Teile dieser Sicherungsmechanismen in die nationalen Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten, 

und die Schwierigkeit, auch in der Anwendung des Einheitlichen Abwicklungsfonds, gestaltet 

die Situation in einer Weise, dass wir nicht die gleiche Flexibilität und Möglichkeit haben, diese 

Risikoteilung im privaten Sektor im gleichen Umfang über diese Mittel abzuwickeln wie die 

USA dies können. 

 

Ich denke also, dass das CMDI-Paket einen Anreiz und eine Gelegenheit bieten würde, in 

diesem Bereich voranzukommen. Eine Konsolidierung, und natürlich eine 

grenzüberschreitende Konsolidierung, könnten ebenfalls ein Weg sein. Im Moment sehen wir 

nicht, dass die Banken an Transaktionen dieser Art interessiert sind. Dafür gibt es eine Reihe 

von Gründen. Das Niedrigzinsumfeld ist natürlich einer dieser Gründe, wobei dieser Aspekt in 

naher Zukunft möglicherweise weniger relevant sein wird. Ein weiteres wichtiges Hindernis 

besteht darin, dass es aktuell nicht möglich ist, Kapital und Liquidität innerhalb der 

Bankenunion effizient zu bündeln und innerhalb eines bestimmten Rahmens freier einzusetzen. 

Ich muss auch sagen, dass die erste Konsolidierungswelle, die im Jahr 2020 zögerlich begann, 

mehr von den Zielen der Kosteneffizienz bestimmt war. Das Einfügen von Überschneidungen 

in das Vertriebsnetz war daher eine wichtige Voraussetzung. Alles in allem ist leider 

festzustellen, dass zumindest auf kurze Sicht die Zeichen für eine verstärkte Integration durch 

Konsolidierung nicht sehr günstig stehen. 

1-007-0000 

Aurore Lalucq (S&D). – Frau Präsidentin, Herr Enria, vielen Dank, dass Sie heute bei uns 

sind. Ich habe viele Fragen, aber ich werde versuchen, mich zu beschränken. 

 

Die erste Frage betrifft die Normalisierung oder zumindest das leichte Anziehen der Geldpolitik 

der Europäischen Zentralbank. Die Zinserhöhung wird für einige Banken recht profitabel sein. 

Dies steht meiner Meinung nach außer Frage. Meine Frage betrifft die Auswirkungen der 

Zinserhöhung auf die Finanzstabilität, denn wie wir wissen, kann dies zu einem weiteren 

Auseinanderdriften der Zinsspreads führen. Ich würde gerne wissen, wie Sie die Folgen dieser 

geldpolitischen Wende auf die Finanzstabilität einschätzen, und was Sie zur Abfederung der 

Folgen vorschlagen könnten, falls diese Folgen problematisch wären. 

 

Die zweite Frage bezieht sich auf kleine und mittlere Banken. Sie hatten diesbezüglich einige 

Bedenken geäußert. Ich wollte wissen, ob Sie diese Bedenken immer noch haben, und wie Sie 

die Situation heute einschätzen. 

 

Der dritte Punkt betrifft den Klimawandel. Sämtliche Notenbanken schätzen die Lage so ein, 

dass das Klimarisiko ein systemisches Risiko darstellt. Aber abgesehen von der Frage der 

Stresstests würde ich gerne wissen, ob das aufsichtsrechtliche Instrumentarium nicht an diese 

neue Realität angepasst werden sollte und ob daher die Kapitalanforderungen an die Banken 

nicht auch entsprechend deren Expositionen hinsichtlich ihrer Positionen in fossile 

Risikoindustrien angepasst werden sollten. 

 

Meine letzte Frage ist: Wir hatten das Vergnügen, Frau Lagarde letzte Woche hier zu haben. 

Ich stellte ihr eine Frage zum Thema Kryptowährungen und der Verbindung zwischen 

Kryptowährungen und Finanzmarktstabilität. Mein Eindruck ist, dass der Krypto-Crash – 

leider oder glücklicherweise – bereits eingetreten ist, bevor zwischen der traditionellen 
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Finanzwirtschaft und dieser unregulierten Finanzindustrie zu viele Beziehungen entstanden 

sind. Dennoch interessiert mich Ihre Sichtweise zu den Risiken, die diese unregulierte 

Finanzindustrie für die Stabilität des Finanzwesens haben könnte. Denn genau darum geht es. 

Frau Lagarde sagte uns, dass sie für eine Verordnung über Märkte für Kryptowerte (MiCA 2) 

sei, weil MiCA 1 in der Tat nicht ausreicht. Die Frage lautet also: Sollten wir nicht sämtliche 

die Regulierung der Banken und Finanzmärkte betreffenden europäischen Rechtsakte unter 

Einbeziehung von Kryptowährungen einfach ergänzen anstatt jedes Mal spezielle 

Rechtsvorschriften neu zu erarbeiten, was eine zeitaufwendige Angelegenheit ist? Obwohl ich 

natürlich hoffe, dass heute Abend im Rat eine Einigung über eine MiCA-Verordnung erzielt 

wird und die Regulierungsbestrebungen vorankommen. So, das waren jetzt viele Fragen. Aber 

ich freue mich, dass Sie heute bei uns sind und unsere Fragen klären. 

1-008-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – 

Herzlichen Dank. Lassen Sie mich mit Ihrer Frage zur Normalisierung der Geldpolitik 

beginnen. Tatsächlich hat sich unter den Banken ein Verteilungseffekt eingestellt. Aber nicht 

alle Banken werden in gleicher Weise betroffen sein. Generell würde ich allerdings sagen, dass 

dieses Szenario unserer Einschätzung nach – wenn wir uns die aktuellen Grundannahmen 

anschauen, das heißt, es ist, sagen wir im Verlauf des Jahres 2022, ein Anstieg der Inflation zu 

verzeichnen, die sich dann bis 2024 allmählich wieder den Zielvorstellungen annähert, es 

kommt zu einer Zinsnormalisierung und zum Ausstieg aus der Negativzinspolitik, das 

Wachstum verlangsamt sich zwar, bewegt sich in naher Zukunft aber immer noch im positiven 

Bereich, und wenn ich mich recht erinnere lauteten die Prognosen im Juni ein Anstieg des BIP 

um 2,8 % im Jahr 2022 und in den Jahren 2023 und 2024 ein Anstieg um dann 2,1 % – dass 

dieses Szenario, also die Zinsnormalisierung, für die Banken im Allgemeinen eine gute Sache 

wäre. Dies liegt daran, dass die positiven Effekte auf die Zinsmargen tendenziell größer wären 

als die negativen Effekte der Neubewertung von Anleihen-Portfolios und der potenziellen 

Verschlechterung der Aktiva-Qualität, weil einige Kunden die höheren Kosten für 

Zinszahlungen möglicherweise nicht mehr stemmen können. Das Grundannahmen-Szenario ist 

also meiner Ansicht nach im Allgemeinen positiv. 

 

Risiken bestehen meiner Meinung nach in zwei Bereichen. Die eine Sache ist, dass eine 

Normalisierung in der Regel nicht reibungslos über die Bühne geht, so dass es zu 

überraschenden Verwerfungen bei den Zinssätzen bzw. den Kreditspreads kommen kann. 

Dieses Risiko besteht meiner Ansicht nach besonders für das Segment der hochverschuldeten 

Kunden und die volatileren Segmente der Finanzmärkte. Aus diesem Grund konzentrieren wir 

uns, wie bereits in meinen einleitenden Bemerkungen erwähnt, sehr stark auf fremdfinanzierte 

Segmente und das Gegenparteiausfallrisiko sowie auf den Nichtbanken-Sektor, da sich dort 

erfahrungsgemäß Fremdfinanzierung und die entsprechenden Risiken konzentrieren. 

 

Das andere Risiko besteht darin, dass sich ein makroökonomisches Szenario einstellen könnte, 

das viel schlimmer ist, als wir derzeit erwarten, wenn wir es beispielsweise mit einem 

Gasembargo zu tun bekommen. Dann könnte sich ein Rezessionszenario einstellen, von dem in 

der Tat bereits im Juni in den Prognosen die Rede war. Dann könnten die Auswirkungen auf 

die Banken viel schwerwiegender sein. Was das traditionelle Kreditrisiko angeht, so haben wir 

in den letzten zwei Jahren meiner Ansicht nach, auch vor dem Hintergrund der Pandemie, eine 

sehr ins Detail gehende Arbeit geleistet. Und ich glaube, wir haben eine kluge Entscheidung 

getroffen, uns nicht so sehr auf das Risikoniveau zu konzentrieren, das sehr schwer einschätzbar 

war, weil mit der Pandemie viele Unwägbarkeiten auf den Plan getreten sind und viele 

staatliche Garantien abgegeben wurden, so dass es sehr schwierig war, das Ausmaß von Risiken 

abzuschätzen. Stattdessen konzentrierten wir uns intensiv auf die großen Risiken und deren 

Beherrschung durch die Banken, die Robustheit ihrer Kreditrisikoüberwachung und ihre 

Fähigkeit, frühzeitig genug auf in wirtschaftliche Schwierigkeiten geratene Kunden 

einzugehen. Dieser Ansatz wird auch mit Blick auf eine mögliche Rezession sehr nützlich sein. 
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Ein wichtiger Ansatz, den wir gerade unternehmen – wobei ich dies unter einen Vorbehalt 

stellen muss, denn wir besprechen diesen Punkt in unserem Aufsichtsgremium erst nächste 

Woche – ist, dass wir vorschlagen werden, die Banken dazu aufzufordern, ihre 

Kapitalentwicklung unter einem ungünstigeren Szenario neu zu berechnen, einschließlich 

hinsichtlich eines möglichen Gasembargos oder einer Rezession bzw. eines rezessiven 

wirtschaftlichen Umfelds. Die daraus gewonnenen Erkenntnisse sollten die Banken dann dazu 

nutzen, ihre Vertriebskonzepte für die nahe Zukunft wetterfest zu machen. 

 

Jetzt habe ich meine Redezeit fast schon aufgebraucht, ich muss mich bezüglich Ihrer anderen 

Fragen also ein wenig kürzer fassen. Sie sind allerdings einfacher zu beantworten. Was die 

kleinen und mittleren Banken betrifft, möchte ich klarstellen, dass wir uns um deren Solidität 

nicht sorgen. Ihre Widerstandsfähigkeit ist derzeit stark, wenn man sich deren 

Kapitalausstattung, Liquidität und Aktiva-Qualität anschaut. Was uns eher Sorgen macht, sind 

die Schwierigkeiten, diese Banken künftig zu führen, so wie sie derzeit institutionell aufgestellt 

sind. Im Moment machen wir uns also keine Sorgen um die Widerstandsfähigkeit kleiner und 

mittlerer Banken. Wir sind eher besorgt, ob es möglich ist, sie auch unter den angesprochenen 

Krisenbedingungen reibungslos zu führen. Was uns ebenfalls Sorgen macht, ist die mangelnde 

Harmonisierung in diesem Bereich. 

 

Was nun das Klimarisiko anbetrifft, so ist zu sagen, dass wir derzeit weltweit führend sind, was 

die Aufsichtsintensität und den Handlungsdruck angeht, den wir den Banken auferlegen, damit 

diese ihre Fähigkeiten im Bereich Risikomanagement ausbauen. Sollten wir die Aufsichtsregeln 

verändern? Nun, ich denke, was wir zu ESG (Umwelt-, Sozial- und 

Unternehmensführungsrisiken) im aktuellen Legislativpaket haben, ist sehr gut. Und den 

Vorschlag, sich intensiv auf Übergangsszenarien zu konzentrieren, halte ich für entscheidend. 

Ich meine, die Banken aufzufordern, Übergangsszenarien zu entwickeln und die 

Aufsichtsbehörden zu befähigen, einzugreifen, wenn die Banken ihre eigenen 

Übergangsszenarien nicht respektieren, ist meiner Meinung nach eines der mächtigsten 

Instrumente, das wir derzeit haben. Das ist auch ein Aspekt, der wie ich denke mit unserem 

Klimastresstest ganz deutlich herausgestellt werden wird. Die Banken müssen sich also auf 

ihren eigenen Übergangsprozess und den Übergang ihrer Kunden konzentrieren. Das wird sehr 

wichtig sein. 

 

Nun zum Thema Crypto: Lassen Sie mich zunächst sagen, dass ich die Verordnung über Märkte 

für Kryptowerte (MiCA) begrüße. Je früher Sie dieses Thema in trockene Tücher bringen desto 

besser. Meiner Einschätzung nach haben wir es jetzt auch mit unterschiedlichen nationalen 

Herangehensweisen zu tun. In einigen Mitgliedstaaten ist die Rechtslage so, dass Sie eine 

Bankzulassung benötigen, wenn Sie in Aktivitäten mit Kryptowährungen einsteigen möchten. 

Wir erleben dort nun also den Einstieg von Kryptowährungsanbietern in den Bankensektor, 

während dies in anderen Mitgliedstaaten nicht der Fall ist. Es wäre also wichtig, annähernd 

gleiche Ausgangsbedingungen zu haben. Wir konzentrieren uns daher mittlerweile sehr stark 

auf interne Grundsätze im Rahmen der aktuellen Gesetzgebung, um für einen reibungslosen 

Genehmigungs- und Zulassungsprozess für Banken zu sorgen, die in diesen Bereichen tätig 

werden möchten. 

 

Was die Auswirkungen von Krypto auf die Finanzmarktstabilität angeht, so sind diese, wie Sie 

bereits sagten, aktuell nicht so besorgniserregend, da die Überschneidungen zwischen 

offiziellem Bankensektor, nennen wir ihn mal so, und Kryptowährungsaktivitäten nach wie vor 

sehr begrenzt sind. Allerdings habe ich festgestellt, dass Banken vermehrt Interesse zeigen, 

möglicherweise in diesen Markt einzusteigen, da sie sehen, dass die jüngere Bevölkerung sehr 

an Produkten interessiert ist, die von Krypto dominiert werden. Ich sehe außerdem ganz 

allgemein eine größere Instabilität in diesen Sektoren. Ich denke also, je früher wir bereit sind, 

regulierend einzugreifen und klare Vorgaben zu erteilen, desto besser. 
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1-009-0000 

Luis Garicano (Renew). – Herr Enria, ich bin sehr besorgt über die potenziellen Folgen eines 

Rezessionszenarios. Ich sehe allerdings, dass es Ihnen nicht so geht. Ich möchte Sie deshalb 

bitten, mich davon zu überzeugen, dass ich mich täusche. 

 

Ich habe den Eindruck, dass unsere Bankenunion immer noch nicht den eigentlichen 

Anforderungen entspricht. Wenn wir genau zehn Jahre zurückblicken, dann habe ich nicht den 

Eindruck, dass wir umgesetzt haben, was wir uns damals vorgenommen haben. Ihre Einrichtung 

ist jetzt vorhanden, das ist eine rühmliche Ausnahme. Wir haben ein zentrales 

Aufsichtsgremium, das ist schön, aber wir haben keine Einlagenversicherung. Wie Sie wissen, 

hat die Eurogruppe vor einigen Wochen ihre Bemühungen aufgegeben, einen Fahrplan für die 

Einlagensicherung auf den Weg zu bringen. Dieses Projekt ist sang- und klanglos aufgegeben 

worden. 

 

In den Bilanzen italienischer, spanischer und griechischer Banken befindet sich immer noch 

eine enorme Konzentration von Staatsanleihen – im Verhältnis zum Kapitalstock das höchste 

Expositionsniveau, wenn man die letzten sieben Jahre betrachtet. Wir haben also die 

Instrumente QE, PSB, PPP, alle diese speziellen Möglichkeiten nicht konsequent genutzt, um 

die Bankbilanzen von ihren faulen Staatsanleihen zu entrümpeln. 

 

Und wir haben immer noch keine europäischen sicheren Anlagen. Wir sind also immer noch 

Kapitalfluchtbewegungen per Mausklick aus dem Süden in den Norden der Union ausgesetzt. 

 

Meine Befürchtung ist also, dass die Voraussetzungen für den Domino-Effekt, den wir vor zehn 

Jahren eingehend kennen gelernt haben, nach wie vor in gleichem Umfang gegeben sind. Ich 

wünschte, ich könnte es anders sehen. Sehen Sie das aber nicht so düster? Haben wir wirklich 

genug unternommen, um diesen Risiken zu begegnen? Und sollten wir uns mit dem bisher 

Erreichten begnügen? 

1-010-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Vielen 

Dank für Ihre Frage. Es tut mir Leid, wenn bei Ihnen der Eindruck entstanden ist, dass ich nicht 

besorgt genug erschienen habe! Ich meine, es ist meine Aufgabe, besorgt zu sein. Ich habe 

immer auch die Theorien im Blick. Ich kann Ihnen also sagen, dass ich stets besorgt bin! 

 

Was den Punkt angeht, den Sie angesprochen haben, so ist klar, und ich möchte dies betonen, 

dass die Bankenunion ihren Anforderungen gerecht werden wird – wenn sie abgeschlossen ist. 

Im Moment ist sie aber noch nicht abgeschlossen. Und der Umstand, dass wir noch kein 

europäisches Einlagensicherungssystem haben, ist ein wichtiges Manko. Lassen Sie uns daran 

keine Zweifel haben. Ich meine, wir haben immer noch das Problem, dass im Krisenfall die 

Schutzklasse einer EUR 1-Einlage in einem Mitgliedstaat nicht das Gleiche bedeutet wie die 

Schutzklasse einer EUR 1-Einlage in einem anderen Mitgliedstaat. Das ist nicht nur eine Frage 

der Stabilität sondern auch eine Frage der Integrität unserer gemeinsamen Währung – so meine 

ich. Für mich ist es daher frustrierend zu sehen, dass wir sieben Jahre nach der Vorlage des 

Legislativvorschlags der Kommission für ein EDIS immer noch nicht in der Lage sind, einen 

Weg für ein vollwertiges EDIS zu finden. Das ist also ein großes Manko, und ich möchte hier 

nicht falsch interpretiert werden. 

 

Die Bankenunion ist in jedem Fall keine Schwarz-Weiß-Konstruktion. Wir haben also viel 

getan, und das, was getan wurde, hilft. Das ist also ein Punkt, den ich sehr betonen möchte. 

 

Was beispielsweise die Konzentration von Staatsanleihen in den Bilanzen europäischer Banken 

anbetrifft, so war auch ohne das Vorhandensein eines Regelungsrahmens, selbst ohne, wie Sie 

sagen, den Einsatz spezieller regulatorischer Vorgaben in Form bestimmter Programme zur 

Reduzierung dieser Staatsanleihen, ein erheblicher Rückgang der Konzentration von 



10  30-06-2022 

 

Staatsanleihen bei diesen Bank zu verzeichnen. Also ich hoffe, ich habe die Zahlen richtig im 

Kopf, aber ich habe einen Vergleich angestellt, und zwar habe ich eine Stichprobe 

vergleichbarer Banken herangezogen und die Verteilung der Konzentration von Staatsanleihen 

bei diesen Banken im Jahr 2012 mit den neuesten zur Verfügung stehenden Daten aus dem Jahr 

2020 analysiert. Und wenn man das dritte Quartil der Verteilung heranzieht, also 75 % der 

Verteilung in Bezug auf die Konzentration, dann ist ein Rückgang bei den inländischen 

Risikopositionen für das Kernkapital von 225 % auf 124 % zu verzeichnen. Der Rückgang ist 

also erheblich. Andererseits erscheinen 125 % immer noch recht hoch. Aber wenn man bedenkt, 

dass die Liquiditätsdeckungsquote von den Banken verlangt, im Durchschnitt 110 % ihrer 

Aktiva in Form hochwertiger liquider Mittel zu halten – also im Grunde genommen in Form 

von Staatsanleihen, dann ist das nicht so schlecht, würde ich sagen. Das bedeutet also, dass 

selbst die Banken mit den höchsten Konzentrationen von Staatsanleihen in ihren Bilanzen ihre 

Exposition bei inländischen Staatsanleihen deutlich reduziert haben. 

 

Aber Sie haben Recht, es fehlt an sicheren Anlagevermögenswerten. Es gab Versuche, 

synthetische sichere Anlagevermögenswerte aufzubauen, die nicht so einfach wieder 

abgezogen werden können. In dieser Hinsicht hinken wir tatsächlich noch hinterher. Dennoch 

hat sich die Situation verbessert. 

 

Ganz allgemein gesagt, wenn man sich die Jahre 2011 und 2012 anschaut, konnte der Domino-

Effekt bei den Staatsanleihen natürlich auch mit einem massiven Problem bei der Aktiva-

Qualität der Banken in Bezug auf notleidende Kredite in Verbindung gebracht werden, was im 

Moment nicht mehr der Fall ist. Das ist also ein weiteres positives Element. 

 

Wir haben außerdem noch andere Instrumente zur Verfügung, wie die GLRG. Daher verläuft 

der wichtigste Ansteckungsweg für den von Staatsanleihen ausgehenden Domino-Effekt zu den 

Banken und zur Wirtschaft zu einem großen Teil über die Finanzierungskosten für die Banken. 

Wir sind nun also mit der Situation konfrontiert, dass die Zinsspreads bei den Staatsanleihen 

größer werden, dass die Finanzierungskosten der Banken steigen, weil sie nur zu den Kosten 

finanzieren können, die höher sind als die Zinsen der Staatsanleihen. Diese zusätzlichen Kosten 

geben die Banken dann an die KMU und Privatkunden in Gestalt höherer Zinsen weiter, was 

letztendlich zu einem negativeren makroökonomischen Ausblick führt. 

 

Was die Finanzierungskosten bei den GLRG angeht, so haben die Banken dort immer noch eine 

sehr gute Liquiditätsposition. Die Finanzierungskosten sind nach wie vor sehr gering. Natürlich 

laufen die GLRG im Juni nächsten Jahres aus. Also werden wir uns etwas überlegen müssen. 

Unser erster Ansatz wird wahrscheinlich in einer intensiveren Aufsichtstätigkeit beim Thema 

Finanzierungsrisiko liegen – dies wird zumindest mein Vorschlag für die nahe Zukunft in 

unserem Aufsichtsgremium sein – denn dies könnte der wichtigste Bereich sein, wo wir 

regulierend einschreiten müssen, um zu verhindern, dass der Domino-Effekt so verheerend wird 

wie in der Vergangenheit. 

1-011-0000 

Rasmus Andresen (Verts/ALE). – Herr Enria, ich danke Ihnen, dass Sie zu unserer 

Ausschusssitzung gekommen sind. Sie erwähnten, dass die Ergebnisse des aufsichtsrechtlichen 

Klimastresstests Ende nächster Woche veröffentlicht werden. So wie wir die vorläufigen 

Ergebnisse verstehen, liegt noch ein langer Weg vor uns. Ich hätte also an dieser Stelle noch 

einige Nachfragen. 

 

Zusätzlich zu der Frage meiner Kollegin Aurore Lalucq und ihrer Frage zu regulatorischen 

Änderungen möchte ich Sie bitten, Näheres über die Instrumente auszuführen, die dem SSM 

bereits jetzt zur Verfügung stehen, um die Banken dazu zu bringen, die Klima- und 

Umweltrisiken ernster zu nehmen und schneller Maßnahmen zu ergreifen. 
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Die zweite Frage bezieht sich im Wesentlichen auf die Synergien zwischen ökologisch 

ausgerichteter Geldpolitik und Bankenaufsicht. Ich denke, es ist wirklich wichtig, auch diesen 

Aspekt genauer zu betrachten. Wie sehen Sie also die Synergien zwischen einer ökologisch 

ausgerichteten Geldpolitik und den Bemühungen des SSM, den Bankensektor im Euroraum 

Ökologie-verträglich zu machen? Wie können sich diese beiden Aspekte Ihrer Meinung nach 

gegenseitig unterstützen, auch in Verbindung mit verschiedenen geldpolitischen Instrumenten? 

Ich denke, dass wir im Zusammenhang mit der ökologischen Ausrichtung des Bankensektors 

noch weiter gehen müssen. 

1-012-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Haben 

Sie vielen Dank! Nun, ich muss das richtige Gleichgewicht finden, um der Veröffentlichung 

der Ergebnisse des Stresstests in einigen Tagen nicht vorzugreifen. Aber wie gesagt, hier 

handelt es sich nicht um eine Eigenkapitalprüfung, und es geht eigentlich auch nicht um die 

Kennzahlen einzelner Banken. Es werden in dieser Hinsicht auch keine individuellen 

Ergebnisse veröffentlicht. Vielmehr handelt es sich um eine Art Lernübung sowohl für die 

Aufsichtsbehörden als auch für die Banken. 

 

Vielleicht kann ich es so ausdrücken: Mein Eindruck ist, dass wir bei der Bankenbranche auf 

eine starke Abwehrhaltung gestoßen sind, als wir diesen Klimastresstest eingeführt haben, die 

durch eine ungenügende Datenlage zu erklären ist. Viele Banken haben daher mitgeteilt, sie 

könnten derzeit keinen Klimastresstest durchführen, weil sie nicht über ausreichend detaillierte 

Informationen zur Bewertung dieses Risikos verfügen würden. Außerdem würden die Kunden 

den Banken keine hinreichend detaillierten Informationen zur Verfügung stellen, und es sei 

daher aktuell zu spät für einen solchen Klimastresstest, und wir sollten ihn deshalb verschieben. 

Unsere Antwort war dann, die Banken sollten sich als allererstes darum bemühen, die fehlenden 

Daten von ihren Kunden einzufordern. Ich meine, wenn man einem Kunden ein Darlehen 

gewähren soll und man die benötigten Sicherheiten nicht bewerten kann, dann sollte man sich 

im eigenen Interesse darum bemühen, die Daten zur Bewertung der erforderlichen Sicherheiten 

zu beschaffen. Dasselbe Prinzip sollte auch in diesem Fall gelten. 

 

Zweitens gibt es eine Reihe ersatzweiser Daten, die zur Bewertung des Klimarisikos 

herangezogen werden können. Wir haben den Banken vorgeschlagen, diese ersatzweisen Daten 

heranzuziehen. Ich möchte also positiv erwähnen, dass sich die Banken bemüht haben und diese 

ersatzweisen Daten herangezogen haben. Gleichzeitig haben wir gezeigt, dass sich die mit dem 

Klimawandel verbundenen Risiken sehr wohl bereits im Vorfeld erfassen und auswerten lassen, 

indem man sich auf unterschiedliche Datenquellen stützt. Was wir in den Diskussionen mit den 

Banken allerdings vordringlich ansprechen müssen, ist unsere Erwartung, dass die Banken ihre 

Datenlücken schließen müssen. Ich bin nämlich der Ansicht, dass ein Risikopotenzial besteht, 

das immer vordringlicher wird, und die Banken können sich nicht mit dem Argument 

herausreden, sie hätten keine verlässlichen Daten, um diese Risiken zu anzugehen. Sie sind also 

gehalten, ihre Kunden zur Kooperation zu drängen, die erforderlichen Informationen zu 

sammeln und ihre Fähigkeiten zu erweitern, um ihre Risiken zu erfassen und auszuwerten. 

Zu den regulatorischen Änderungen und den Instrumenten, die uns bereits jetzt zur Verfügung 

stehen, ist die Art und Weise, wie wir die Diskussion über Klimarisiken gestaltet haben, meiner 

Meinung nach, ehrlich gesagt, sehr effektiv. Die Formulierung klarer aufsichtsrechtlicher 

Erwartungen nimmt in unserem Überprüfungs- und Evaluierungsprozess zunehmend Raum ein. 

Dabei handelt es sich um klare Erwartungen in allen Bereichen. Ein klares unternehmerisches 

Konzept für Risiken, die Festlegung entsprechender Zuständigkeiten auf 

Geschäftsführungsebene, das Vorhandensein angemessener Kapazitäten zur Erfassung von 

Daten und zur Durchführung eines Stresstests, beispielsweise die Zuweisung entsprechender 

Verantwortlichkeiten im Vorstand, aber auch die Entwicklung eines Stresstestkonzepts sind die 

Aspekte, die wir im Rahmen unserer Stresstest-Übung getestet haben. Ein weiterer sehr 

wichtiger Bestandteil ist eine ordentliche Offenlegung der Risiken – was wie bereits erwähnt 
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ein Kernaspekt bei der Entwicklung von Übergangsszenarien ist. Dies würde natürlich 

bedeuten, dass sich die Banken mit ihren Kunden ins Benehmen setzen müssten und sie auf 

dem Weg eines ordnungsgemäßen organisatorischen Übergangs mitnehmen müssten. Wenn 

man erst einmal zu der Erkenntnis gelangt ist, dass die Banken nicht den in sie gesetzten 

Erwartungen gerecht werden, dann hat man als Aufsichtsorgan mehrere Instrumente zur Wahl, 

so dass man wirklich Anforderungen stellen kann. Dies erfolgt zunächst in Form unserer 

Rundschreiben, in denen die Banken aufgefordert werden, ihre Praktiken zu ändern. Wenn eine 

Bank von uns als unterdurchschnittlich eingestuft wird, dann hat dies Auswirkungen auf die 

Benotung dieser Bank. Wir benoten die Banken in den verschiedenen Bereichen: 

Unternehmensführung, Geschäftsmodell, Eigenkapitalausstattung, Liquidität. Dies bedeutet, 

dass sich dies letztendlich in der Gesamtbenotung der Bank und schließlich auch im 

Kapitalaufschlag und allen Kapitalgebühren entsprechend Säule II, die wir bei den Banken 

anwenden, niederschlagen wird. 

 

Es gab in der Vergangenheit Diskussionen, und es gibt sie aktuell eventuell immer noch, über 

die Anwendung des Prinzips Öko-Bonus versus Öko-Malus. Ich bin etwas weniger davon 

überzeugt, dass solche Instrumente nach dem Schwarz-Weiß-Prinzip dazu angetan sind, den 

ökologischen Wandel der Banken ebenso effektiv lenken können wie risikofokussierte 

Werkzeug der Art wie wir sie einsetzen möchten. Daher ist es wahrscheinlich 

vielversprechender, unsere Handlungsmöglichkeiten in diesem Bereich zu stärken. Aber auch 

hier sind wir natürlich bereit, Ihnen mit Anregungen zur Seite zu stehen, wenn Sie Vorschläge 

haben. 

 

In Bezug auf die Synergie zwischen ökologischer Geldpolitik und Bankenaufsicht unternimmt 

die EZB wie Sie wissen große Anstrengungen, um das Trennungsprinzip durchzusetzen. Ich 

bin in den geldpolitischen Entscheidungen in keiner Weise involviert, und ich bin auch nicht 

an den Entscheidungsfindungen beteiligt und weiß auch nicht mehr als das was kommuniziert 

wird und was auch Sie wissen. Wichtig ist nur, dass die Tätigkeit unseres Aufsichtsgremiums 

in diese allgemeine Strategie der EZB eingebunden ist und dass Koordination und 

Zusammenarbeit funktionieren. Das ist ganz wichtig für uns. Frank Elderson, der mein 

stellvertretender Vorsitzender ist und in unserem Aufsichtsgremium sitzt, ist auch im 

Direktorium der EZB und im EZB-Rat vertreten und sorgt für den engmaschigen Austausch. 

1-013-0000 

Alfred Sant (S&D). – Die EZB prognostiziert, oder scheint zu prognostizieren, wenn auch mit 

Vorsicht, dass die hohe Inflation in den nächsten eineinhalb Jahren ihren Höhepunkt erreichen 

wird und dann wahrscheinlich auf akzeptable 2 % sinken wird. Viele sind diesbezüglich 

allerdings skeptisch, und es gibt tendenziell die Einschätzung, dass die Inflation noch viel 

längere Zeit auf hohem Niveau oder sogar noch viel höherem Niveau als das was wir gewohnt 

sind verharren wird, vor allem wenn der Ukraine-Krieg nicht bald beendet wird, und dies 

unabhängig von einem Energieembargo und anderen Sanktionen. 

 

Sie haben kürzlich darauf hingewiesen, dass inkrementelle Schritte hin zur Bankenunion 

wahrscheinlich die beste Strategie seien, um die Bankenunion, die Sie als „heiligen Gral“ 

bezeichnet haben, auf den Weg zu bekommen. Einer Ihrer Vorschläge war, den 

Abwicklungsmechanismus lediglich für weniger bedeutsame Banken zur Anwendung zu 

bringen. Die Inflation hat für die Banken sowohl eine positive als auch eine negative Seite. 

Wenn die Inflation doch noch länger andauern sollte als prognostiziert, wird sie auch das 

Vorankommen in Richtung einer Bankenunion beeinträchtigen. 

 

Wenn wir von dem Szenario einer anhaltenden Inflation ausgehen: Welchen Faktoren müsste 

bei der Funktionsweise der Bankenunion, so wie sie aktuell vorgesehen ist, Priorität eingeräumt 

werden? Werden inkrementelle Schritte zu deren Verwirklichung Ihrer Meinung nach dann 

immer noch ein praktikabler Ansatz sein? 
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1-014-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Ich 

denke, ich werde Sie nicht überraschen, wenn ich sage, dass inkrementelle Schritte nur die 

zweitbeste Lösung sind. Ich meine natürlich, den umfassenden Schritt zur Vollendung der 

Bankenunion zu machen wäre die allerbeste Lösung. Das wird Sie wohl nicht überraschen! Die 

Bankenunion könnte noch sehr wichtig werden, um die Herausforderungen zu bewältigen, 

denen wir in den kommenden Jahren gegenüberstehen werden. 

 

Lassen Sie mich mit Ihrem Punkt bezüglich der Inflation beginnen. Wie Sie bereits sagten ist 

die Grundannahme, dass die Inflation nach einem anfänglichen starken Anstieg in den nächsten 

zwei Jahren wieder auf die Zielgröße zurückgehen wird. Es gibt allerdings auch nachteilige 

Szenarien, die von der EZB in ihre Überlegungen mit einbezogen werden. Diese 

berücksichtigen eine länger anhaltende und über der Zielgröße liegende Inflation. Dies könnte 

dann in der Tat noch einschneidendere Zinsanpassungen erforderlich machen. Aus Sicht der 

Aufsichtsbehörde ist es daher wichtig, dass wir uns darauf konzentrieren, dass die Banken in 

der Lage sind, das Zinsrisiko zu beherrschen – sowohl das Zinsrisiko in den Bankbilanzen aber 

auch wie bereits erwähnt das Risikopotenzial, das bestimmten Finanzströmen innewohnt, 

insbesondere potenzielle Ansteckungsgefahren, die von den Finanzmärkten und dem 

Nichtbanken-Sektor ausgehen. Auf dieser Höhe müssten wir also mit unseren 

Aufsichtsbemühungen sein. 

 

Was das Konzept der inkrementellen Schritte anbelangt, so ist mein wesentlicher Standpunkt, 

dass wir jeden Eindruck vermeiden sollten, die Bankenunion könnte nicht richtig funktionieren, 

weil sie noch nicht abgeschlossen ist. Ich glaube schon, dass die Bankenunion funktioniert. Die 

ersten beiden Standbeine der Bankenunion funktionieren bereits – nämlich die Bankenaufsicht 

und Bankenabwicklung. Das jüngste Urteil des Europäischen Gerichtshofs zum Fall Banco 

Popular hat dies ebenfalls bestätigt. Also lautet die Frage: Welches sind – angesichts der 

Einsicht, dass es derzeit noch am politischen Willen fehlt, mutigere Schritte zu unternehmen – 

die Bereiche, in denen wir zum jetzigen Zeitpunkt inkrementelle Schritte brauchen? Ich denke, 

die beiden Bereiche, in denen wir vordringlich Verbesserungen brauchen, liegen zunächst im 

Krisenmanagement der mittelgroßen Banken. In diesem Bereich haben wir noch keinen 

harmonisierten Rahmen für die Herausnahme aus dem Markt, aber das ist an dieser Stelle 

wichtig. 

 

Der nächste Schritt wäre die Schaffung eines stärker integrierten Marktes, eines stärkeren 

Binnenmarkts für unsere Banken in der Bankenunion. Diese Bestrebungen treffen allerdings 

immer noch auf großen Widerstand, den bald zu beseitigen wohl leider nicht einfach sein wird. 

Das ist zwar ein wenig frustrierend, aber zumindest mit Hilfe des CMDI-Pakets hoffe ich, dass 

wir mit dem ersten Schritt bald vorankommen werden. 

1-015-0000 

Georgios Kyrtsos (Renew). – Ich hätte eine Frage zum griechischen Bankensystem, weil sich 

die Finanz- und Energiesituation in Griechenland ziemlich kompliziert darstellt. Die 

Energiepreise steigen, die Zinsen steigen, wir haben außerdem eine Art Immobilienblase und 

sind auch besorgt über den Anstieg der Leitzinsen. Wie sehen Sie dies allgemein, und was 

würden Sie uns empfehlen, damit wir unsere Position im Hinblick auf das griechische 

Bankensystem stärken können? 

1-016-0000 

Andrea Enria, Vorsitzender des Aufsichtsgremiums der Europäischen Zentralbank. – Ich habe 

zunächst die massiven Fortschritte anzuerkennen, die die griechischen Banken in den letzten 

Jahren geleistet haben. Selbst während der Pandemie setzten die griechischen Banken den 

Prozess der Bereinigung der Bilanzen ihrer Banken fort, stießen erhebliche Mengen 

notleidender Kredite ab und verbrieften sie. Sie nähern sich dem europäischen Durchschnitt in 

diesem Bereich. Dieser Bereinigungsprozess ist also sehr wichtig. Sollten wir in eine neue 
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Rezession eintreten und sollte dieser Bereinigungsprozess noch nicht abgeschlossen sein, wären 

die Risiken für die griechischen Banken und die griechische Wirtschaft jedenfalls wesentlich 

höher. Hier sind also wichtige Fortschritte erzielt worden, das muss betont werden. 

 

Dieser Fortschritt hatte natürlich seinen Preis, und zwar in Form von Kapitalaufwand. Die 

Banken mussten Verluste einstecken und durch das Abstoßen notleidender Kredite eine 

Schwächung ihrer Kapitaldecke hinnehmen. Dies hat zur Folge, dass die Kapitalposition der 

griechischen Banken nun dünner geworden ist. Natürlich verschlechtern sich jetzt die 

makroökonomischen Aussichten. Das ist also das Hauptrisiko. Aber lassen Sie mich noch 

einmal nachdrücklich sagen, dass wir uns ohne diese geleisteten Fortschritte jetzt in einer viel 

schlechteren Lage befinden würden. Wir können also auf jeden Fall ein Mehr an 

Widerstandsfähigkeit konstatieren, das wir würdigen sollten. 

1-017-0000 

Vorsitzende. – Herzlichen Dank. Wir können nun unsere öffentliche Anhörung schließen. Ich 

danke Andrea Enria nochmals für seine Anwesenheit an unserer heutigen Sitzung und allen 

Ausschussmitgliedern für ihre Teilnahme. 

 

 

(Die Anhörung wird um 10.03 Uhr geschlossen.) 


